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Vereinbarkeit der Tabakrichtlinie mit höherrangigem EU-Recht wird überprüft 
 
Berlin (mm) Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) soll nach einem Vorlagebeschluss des 
Verwaltungsgerichts Berlin klären, ob einzelne Bestimmungen der Richtlinie 2014/40/EU 
(Tabakrichtlinie) mit höherrangigem EU-Recht vereinbar sind. (Az.: VG 14 K 172.16) 
 
Kläger ist ein in Berlin ansässiges Familienunternehmen, das Tabakprodukte herstellt und vertreibt. Seit 
vielen Jahren lag sein Produktionsschwerpunkt in der Herstellung von aromatisierten Tabaken zum 
Selbstdrehen (sog. Feinschnitt) sowie aromatisierten Pfeifentabaken und Zigaretten. Ende April 2014 wurde 
die Tabakrichtlinie im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Sie sieht u.a. ein Verbot des 
Inverkehrbringens von bestimmten Tabakerzeugnissen mit einem charakteristischen Aroma vor 
(„Aromaverbot“). Außerdem enthält sie Kennzeichnungs- und Verpackungsvorgaben, darunter die Pflicht zur 
Anbringung kombinierter gesundheitsbezogener Text-Bild-Warnhinweise („Schockfotos“). Ferner verbietet 
sie Angaben auf der Verpackung, die sich auf Geschmack, Geruch, Aromastoffe oder auf deren Fehlen 
beziehen („Aromawerbeverbot“). Das in Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht verabschiedete 
Tabakerzeugnisgesetz trat im Mai 2016 in Kraft. Der Kläger begehrt mit seiner Klage vor dem 
Verwaltungsgericht Berlin die Feststellung, dass einzelne Vorschriften des Gesetzes und der darauf 
basierenden Tabakerzeugnisverordnung auf ihn keine Anwendung fänden. Insbesondere verstoße das 
Fehlen von Übergangsfristen gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Er habe nicht genügend Zeit 
gehabt, um seine Produktionsanlagen auf die neuen Verpackungsvorgaben umzustellen und alle 
Markennamen abzuschaffen oder zu ändern, die einen Hinweis auf eine Aromatisierung enthielten. Auch 
könne er infolge des „Aromawerbeverbots“ viele seiner im Markenregister eingetragenen Marken überhaupt 
nicht mehr verwenden.  
 
Das Gericht hat ebenfalls Zweifel an der Vereinbarkeit der den deutschen Regelungen zugrunde liegenden 
Bestimmungen der Tabakrichtlinie mit primärem EU-Recht. Ferner will es wissen, wie einzelne 
Bestimmungen der Tabakrichtlinie auszulegen sind.  
 
Vorlagefragen im Beschluss: 
 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden gemäß Art. 267 Abs. 2 AEUV folgende Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 
 
1.  
a) Sind die Absätze 1 und 7 des Artikels 7 der Richtlinie 2014/40/EU in Verbindung mit Absatz 14 des 
Artikels 7 der Richtlinie 2014/40/EU wegen Verstoßes gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit ungültig, 
weil sie den Mitgliedstaaten aufgeben, das Inverkehrbringen von bestimmten Tabakerzeugnissen zu 
verbieten, ohne dass klar und deutlich ist, welche dieser Tabakerzeugnisse genau bereits ab 20. Mai 2016 
und welche erst ab 20. Mai 2020 verboten werden sollen? 
b) Sind die Absätze 1 und 7 des Artikels 7 der Richtlinie 2014/40/EU in Verbindung mit Absatz 14 des 
Artikels 7 der Richtlinie 2014/40/EU wegen Verstoßes gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz ungültig, weil 
sie hinsichtlich der durch die Mitgliedstaaten zu erlassenden Verbote nach Verkaufsmengen unterscheiden, 
ohne dass es dafür einen rechtfertigenden Grund gibt? 
c) Sind die Absätze 1 und 7 des Artikels 7 der Richtlinie 2014/40/EU wegen Verstoßes gegen den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit und/oder gegen Artikel 34 AEUV ungültig, weil sie den Mitgliedstaaten aufgeben, 
das Inverkehrbringen von Tabakerzeugnissen mit einem charakteristischen Aroma, deren unionsweite 
Verkaufsmengen weniger als 3 % einer bestimmten Erzeugniskategorie darstellen, bereits ab 20. Mai 2016 
zu verbieten? 
d) Im Fall der Verneinung der Fragen 1. a) bis 1. c): Wie ist der Begriff „Erzeugniskategorie“ in Artikel 7 
Absatz 14 der Richtlinie 2014/40/EU zu verstehen? Hat die Einteilung in „Erzeugniskategorien“ nach der Art 
des charakteristischen Aromas zu erfolgen oder nach der Art des (aromatisierten) Tabakerzeugnisses oder 
aufgrund einer Kombination beider Kriterien? 
e) Im Fall der Verneinung der Fragen 1. a) bis 1. c): Wie ist festzustellen, ob hinsichtlich eines bestimmen 
Tabakerzeugnisses die 3%-Grenze gemäß Artikel 7 Absatz 14 der Richtlinie 2014/40/EU erreicht ist, solange 
es keine offiziellen und öffentlich zugänglichen Zahlen und Statistiken dazu gibt? 
2. 
a) Dürfen die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Artikel 8 bis 11 der Richtlinie 2014/40/EU in nationales 
Recht ergänzende Übergangsregelungen treffen? 
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b) Im Fall der Verneinung von Vorlagefrage 2. a): 
(1) Sind Artikel 9 Absatz 6 und Artikel 10 Absatz 1 Satz 2 Buchst. f der Richtlinie 2014/40/EU wegen 
Verstoßes gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und/oder gegen Artikel 34 AEUV ungültig, weil sie 
die Festlegung bestimmter Kennzeichnungs- und Verpackungsvorgaben an die Kommission delegieren, 
ohne dieser dafür eine Frist zu setzen und ohne weitergehende Übergangsregelungen oder -fristen 
vorzusehen, welche sicherstellen, dass betroffenen Unternehmen ausreichend Zeit zur Anpassung an die 
Richtlinienvorgaben bleibt? 
(2) Sind Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 (Text des Warnhinweises) und Absatz 4 Satz 2 (Schriftgröße), Artikel 10 
Absatz 2 Satz 2 Buchst. b (Informationen über Raucherentwöhnung) und Buchstabe e (Positionierung der 
Warnhinweise) sowie Artikel 11 Absatz 1 Satz 1 (Etikettierung) der Richtlinie 2014/40/EU wegen Verstoßes 
gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und/oder gegen Artikel 34 AEUV ungültig, weil sie den 
Mitgliedstaaten diverse Wahl- und Gestaltungsrechte einräumen, ohne ihnen dafür eine Frist zu setzen und 
ohne weitergehende Übergangsregelungen oder -fristen vorzusehen, welche sicherstellen, dass betroffenen 
Unternehmen ausreichend Zeit zur Anpassung an die Richtlinienvorgaben bleibt? 
3. 
a) Ist Artikel 13 Absatz 1 Buchst. c in Verbindung mit Absatz 3 der Richtlinie 2014/40/EU so auszulegen, 
dass er den Mitgliedstaaten aufgibt, die Verwendung von auf den Geschmack, Geruch, Aroma- oder sonstige 
Zusatzstoffe bezogenen Informationen auch dann zu verbieten, wenn es sich um nicht-werbliche 
Informationen handelt und die Verwendung der Inhaltsstoffe weiterhin erlaubt ist? 
b) Ist Artikel 13 Absatz 1 Buchst. c der Richtlinie 2014/40/EU ungültig, weil er gegen Artikel 17 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union verstößt?  
 
Der Beschluss des Gerichtes ist vom 21.04.2017. Über die Entscheidung des EuGHs werden wir berichten.  
  


